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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu den dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 
- 2 BvE 3/94 und 2 BvE 4/94 - 

A. Problem 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Deutschen Bundestag als 
Antragsgegner in zwei Organstreitverfahren die Antragsschriften 
der Partei Die Republikaner (2 BvE 3/94) und der Partei 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2 BvE 4/94) zugeleitet und ihm Ge-
legenheit zur Stellungnahme gegeben. In den Verfahren geht es 
um die staatliche Parteienfinanzierung nach dem Parteiengesetz. 

B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mehrheitlich, in diesen Verfas-
sungsstreitigkeiten eine Stellungnahme abzugeben. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Kosten für die Prozeßvertretung. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. in den verfassungsgerichtlichen Verfahren 2 BvE 3/94 und 

2 BvE 4/94 eine Stellungnahme abzugeben; 

2. die Präsidentin zu bitten, als Prozeßbevollmächtigten für den 
Deutschen Bundestag Prof. Dr. Peter Badura zu bestellen. 

Bonn, den 19. Januar 1995 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Horst Eylmann 

1. Die Partei Die Republikaner macht im Organstreit-
verfahren geltend, der Deutsche Bundestag und 
der Bundesrat hätten ihre Rechte aus Artikel 21 
Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 1 GG verletzt durch 

- die in § 26 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Parteien-
gesetzes in der Fassung des Artikels 1 des Sech-
sten Gesetzes zur Änderung des Parteiengeset-
zes und anderer Gesetze vom 28. Januar 1994 
(BGBl. I S. 142) getroffene Bestimmung, daß die 
Mitarbeit von Bürgern in Parteien grundsätzlich 
unentgeltlich erfolgt sowie Sach-, Werk- und 
Dienstleistungen, die die Mitglieder außerhalb 
eines Geschäftsbetriebs üblicherweise unent-
geltlich zur Verfügung stellen, als Einnahmen 
unberücksichtigt bleiben, 

- die in § 27 Abs. 1 Satz 2 des Parteiengesetzes 
enthaltene Bestimmung, daß geldwerte Zuwen-
dungen aller Art nur dann Spenden sind, sofern 
sie nicht üblicherweise unentgeltlich von Mit-
gliedern außerhalb eines Geschäftsbetriebes 
zur Verfügung gestellt werden, 

- die in § 40 Abs. 1 Nr. 1 des Parteiengesetzes ge-
troffene Bestimmung, wonach für die Festset-
zung der staatlichen Mittel für das Jahr 1994 
der Berechnung nach § 18 Abs. 3 Nr. 3 in Ver-
bindung mit § 19 Abs. 3 des Parteiengesetzes 
ein Betrag von 60 vom Hundert des Durch-
schnittsbetrages zugrunde gelegt wird, der sich 
aus den Mitgliedsbeiträgen und Spenden er-
gibt, die in den für die Jahre 1991 und 1992 vor-
gelegten Rechenschaftsberichten ausgewiesen 
sind, und 

- die in § 40 Abs. 1 Nr. 2 des Parteiengesetzes ge-
troffene Bestimmung, wonach im Rahmen der 
Festsetzung der staatlichen Mittel für das Jahr 
1994 für die Ermittlung der relativen Obergren-
ze nach § 18 Abs. 5 des Parteiengesetzes der 
Durchschnittsbetrag der selbst erwirtschafteten 
Einnahmen zugrunde gelegt wird, die in den 

Bonn, den 19. Januar 1995 

Horst Eylmann 

Berichterstatter 

für die Jahre 1991 und 1992 vorgelegten Re-
chenschaftsberichten ausgewiesen sind. 

2. Die Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragt 
im Organstreitverfahren festzustellen, daß der 
Deutsche Bundestag und der Bundesrat durch das 
Parteiengesetz i. d. F. des Sechsten Gesetzes zur 
Änderung des Parteiengesetzes und anderer Ge-
setze vom 28. Januar 1994 (BGBl. I S. 142) gegen 
Artikel 21 GG und Artikel 3 GG verstoßen haben, 
indem sie in § 19 Abs. 3 als Berechnungsgrundla-
ge für die Höhe der staatlichen Mittel die im Hin-
blick auf die Wahlergebnisse geleistet werden, bei 
allen Parteien das Ergebnis der jeweils letzten 
Landtagswahl zugrunde gelegt haben, wobei 
Stichtag der 31. Oktober des laufenden Jahres ist, 
ohne danach zu differenzieren, ob nach der jeweils 
ersten Wahl im Anschluß an die deutsche Wieder-
vereinigung die anspruchsberechtigte Partei mit 
politischen Organisationen fusioniert hat, die ih-
rerseits nicht als Partei an der jeweiligen Wahl teil-
genommen haben, sondern im Rahmen einer Li-
stenvereinigung. 

3. Der Rechtsausschuß hat in seiner 2. Sitzung vom 
18. Januar 1995 die Verfassungsstreitsachen bera-
ten und mehrheitlich gegen die Stimmen der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten der PDS beschlossen, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, in diesen Verfassungs-
streitverfahren eine Stellungnahme abzugeben. 
Gleichzeitig wurde mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen und der Fraktion der SPD be-
schlossen, Prof. Dr. Peter Badura mit der Wahrneh-
mung der Prozeßvertretung zu beauftragen. Ein 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
keine Stellungnahme abzugeben, weil das Bun-
desverfassungsgericht für die Bundestagswahl 
1990 ausdrücklich Listenverbindungen zugelassen 
habe, dies aber bei der späteren Novellierung des 
Parteiengesetzes nicht ausreich end beachtet wor-
den sei, oder Prof. Dr. Brun-Otto Bryde als Prozeß-
bevollmächtigten zu bestellen, wurde mehrheitlich 
abgelehnt. 

 



 


